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n Vor dem Treffen der Staats- und 
Regierungschefs der Euro-Zone 
erklärten am Sonntag die stellver-
tretenden Vorsitzenden der Fraktion 
Die Linke, Sahra Wagenknecht und 
Dietmar Bartsch:
Das griechische Trauerspiel wird jetzt 
seit fünf Jahren in immer neuen Folgen 
aufgeführt. Griechenland wird eine 
Kürzungspolitik diktiert, die es immer 
ärmer macht und seine Schulden wei-
ter erhöht. Und jedesmal, wenn sich 
herausstellt, dass die Medizin wieder 
nicht gewirkt hat und der Patient noch 
kränker geworden ist, fordern Merkel, 
Schäuble und Co. eine Erhöhung der 
Dosis. Zahlen für diesen Wahnsinn 
dürfen die europäischen Steuerzahler, 
die dank Merkel heute für den über-
großen Teil der griechischen Schulden 
haften, leiden müssen die Griechinnen 
und Griechen, deren Lebensverhält-
nisse sich in den letzten Jahren drama-
tisch verschlechtert haben. Inzwischen 
scheinen Schäuble und Gabriel selbst 
den Glauben an ihre Medizin verloren 
zu haben und fordern den (zumindest 
vorübergehenden) Rauswurf des ver-
armten Landes aus der Euro-Zone. Es 
ist offenkundig: Hier geht es längst 

nicht mehr um die Details irgendwel-
cher »Reformlisten«. Hier geht es dar-
um, ein Exempel zu statuieren: Wer 
immer in Europa es wagt, gegen deut-
sche Vorgaben und neoliberale Politik 
aufzumucken, der hat keine Chance.

Schäuble und Gabriel wollen ein 
deutsches Europa und kein europä-
isches Deutschland. Das Erbe Hel-
mut Kohls wird leichtfertig verspielt 
und das Verhältnis zu Frankreich und 
Italien verschlechtert. Dass ein SPD-
Vorsitzender inzwischen als Hardliner 
beim Vorantreiben von Rentenkürzun-
gen, Mehrwertsteuererhöhungen und 
Privatisierungen vorprescht und Merkel 
beim Schüren nationalistischer Ressen-
timents regelmäßig rechts überholt, ist 
eine Schande. Dass seine Partei das 
hinnimmt, ist traurig und zeigt, dass 
mit der SPD wohl auf absehbare Zeit 
keine sozial verantwortbare Politik zu 
machen ist. Zudem werden sämtliche 
Informations- und Beteiligungsrechte 
des Deutschen Bundestages missachtet. 
Niemand hat das Recht, ohne Kenntnis 
des Parlaments so zu agieren.

Die bisherige Politik in Europa ist 
gescheitert. Es muss dringend eine 
Lösung für die Staatsschulden nicht 

nur in Griechenland geben. Über-
schuldete Länder brauchen nicht wei-
tere Steuermilliarden, sondern einen 
Schuldenschnitt. Endlich muss euro-
paweit eine Vermögensabgabe einge-
führt werden, die die Profiteure der 
Krise zur Kasse bittet. In Griechen-
land wie in anderen Ländern müssen 
Investitionen in Wachstum und Be-
schäftigung vorgenommen werden. In 
Investitionsprogrammen, die die reale 
Wirtschaft ankurbeln, wäre das EZB-
Geld europaweit wesentlich besser 
angelegt als in obskuren Finanzpapie-
ren, die nur die Vermögensblasen wei-
ter aufblähen und die Reichen noch 
reicher machen.

n Zu den Vorschlägen von Bundes-
finanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) auf dem Treffen der Finanz-
minister der Euro-Zone in Brüssel zu 
einem temporären »Grexit« erklärte 
am Sonntag der Vorsitzende der Par-
tei Die Linke, Bernd Riexinger:
Schäuble wird mit diesem Vorschlag 
zum Totengräber der Euro-Zone. Er 
muss gestoppt werden, das ist jetzt 
auch die Aufgabe der Bundeskanzle-
rin. Schäuble isch over!

n Abgeschrieben

Am Donnerstag haben 
mehrere Antiatomorgani-
sationen unter dem Titel 

»60 Jahre Russell-Einstein-Ma-
nifest« über nukleare Abrüstung 
und darüber diskutiert, wie sich 
Wissenschaftler dabei einbringen 
können. Welche Bedeutung hatte 
das Manifest?

Diese 1955 von Bertrand Russell in 
London verfasste und von zehn nam-
haften Wissenschaftlern – unter ihnen 
auch Albert Einstein – unterzeichne-
te Absage an Atomwaffen enthält den 
wichtigen Satz: »Remember your hu-
manity and forget the rest!« (Erinnert 
euch an eure Humanität und vergesst 
den Rest!) Wir Wissenschaftler müs-
sen uns auch heute einmischen. Zu 
den aktuell vollzogenen Aufrüstungs-
schritten gegenüber Russland vor dem 
Hintergrund der Ukraine-Krise dürfen 
wir nicht schweigen.

Interessiert es die derzeitige Bun-
desregierung aus Union und SPD, 
wie sich Wissenschaftler positio-
nieren, oder stehen sie abseits?

Es gibt Wissenschaftler, die sich der 
Regierungsmeinung anbiedern – und 
solche, die einfordern, Atomwaffen 
sofort und umfassend abzuschaffen. 
Dafür treten beispielsweise die Juri-
sten und Juristinnen gegen atomare, 
biologische und chemische Waffen 
(IALANA) ein, die Internationalen 
Ärzte für die Verhütung des Atomkrie-
ges (IPPNW), unsere Naturwissen-
schaftlerinitiative Natwiss und andere 
fortschrittliche Wissenschaftler und 
deren Organisationen. Wir fordern, die 
von der NATO mutmaßlich 20 noch 
im Fliegerhorst Büchel stationierten 
Atomwaffen aus Deutschland abzu-
ziehen. Dabei verweisen wir auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Lissabon-Vertrag der Europä-
ischen Union. Es besagt, den Abzug 

durchzusetzen hänge nur vom poli-
tischen Willen der Bundesregierung 
ab. Eine juristische Verpflichtung zur 
weiteren Duldung der Stationierung, 
worauf sich das Kabinett in Berlin gern 
herausreden würde, gebe es nicht.

Von einem Wissenschaftsstreit 
zum Thema hört man wenig – wie 
kommt das?

Es gibt keinen Streit über die Gefahr, 
die von Atomwaffen ausgeht. Unum-
stritten ist, dass die Kriegs- und Atom-
waffeneinsatzgefahr in den vergange-
nen 20 Jahren zugenommen hat, zuletzt 
durch den Ukraine-Konflikt. Über die 
Notwendigkeit einer Nuklearwaffen-
konvention herrscht Einigkeit, nur über 
die Schritte dahin und die Einschätzung 
der Bemühungen der Bundesregierung 
diesbezüglich nicht. Wir kritisieren, 
dass auch Berlin die Ukraine-Krise als 
Vorwand genommen hat, um bei der 
kürzlichen Überprüfungskonferenz in 
New York keine Einigung zur atoma-
ren Abrüstung vereinbaren zu müssen. 
Allen fünf Atommächten im Weltsi-
cherheitsrat fehlt der Wille dazu. Die-
se Staaten modernisieren derzeit ihre 
Nukleararsenale, vorneweg die USA. 
Auch die in Deutschland gelagerten 

Waffen sollen jetzt durch modernisierte 
Atombomben ersetzt werden. EU und 
USA fahren einen Konfrontationskurs 
gegen Russland.

Sie hatten Egon Bahr, SPD-Bun-
desminister a. D., eingeladen, der 
mit dem Vorschlag zur Ukrai-
ne-Krise aufwartet, die russische 
Eingliederung der Krim solle 
zwar nicht völkerrechtlich aner-
kannt, aber respektiert werden … 
Warum sind solche pragmati-
schen Vorschläge nur von »Elder 
Statesmen« wie ihm zu hören?

Die heutige Wissenschaft an den 
Universitäten wurde bewusst von den 
Regierenden eingebunden. Durch die 
Drittmittelabhängigkeit von Finanz-
industrie und Großkonzernen wagt 
sie immer weniger, kritisch zu agie-
ren wie noch in den 1960er, 70er und 
80er Jahren. Natwiss und IALANA 
arbeiten in der Bewegung für die 
Zivilklausel mit, um eine Absage 
an die Militarisierung des Wissen-
schaftsbetriebs zu bewirken. Wissen-
schaftler müssen mehr hinterfragen, 
welche Inhalte sie an den Universi-
täten erforschen und lehren wollen. 
Wir brauchen keine Forschung für 
das Töten, sondern für das bessere 
Zusammenleben.

Kritiker monieren, solche Kon-
gresse wie Ihrer würden nur 
aufhalten. Antikriegsaktionen, 
das Blockieren von Castortrans-
porten etc. seien das Gebot der 
Stunde. Wie sehen Sie es?

Auch ich bin dafür, nicht im Elfen-
beinturm zu verharren und mehr auf 
die Straße zu gehen. Trotzdem war 
der Brückenschlag zur Geschichte bei 
der Tagung wichtig, um einen Blick 
dafür zu bekommen, wie Wissen-
schaft historisch reagiert hat und wie 
sich kritisches Denken heute entwic-
kelt.� Interview: Gitta Düperthal

»Allen Atommächten fehlt 
der Wille zur Abrüstung«

Was am Wochenende in 
der südwestukrainischen 
Stadt Mukatschewe 

passiert ist, hat das Zeug zum Po-
litthriller. 21 Kämpfer des Rechten 
Sektors suchen den örtlichen Abge-
ordneten Michailo Lanjo zu einem 
»Gespräch unter Männern« auf und 
erschießen, als Zeichen, dass es ih-
nen ernst ist, gleich an der Tür einen 
Wachmann. Mit der Polizei liefern 
sie sich stundenlange Feuergefech-
te, fordern sie (!) auf, die Waffen 
niederzulegen und schießen eine 
Straßensperre in Klump. Die Sicher-
heitskräfte Kiews spielen auf Zeit 
und versuchen zu verhandeln: Sie 
sind gewarnt. Der »Rechte Sektor« 
ist kriegserfahren und rücksichtslos.

Der Anlass der Schießereien 
ist nicht ganz klar. Die Präsiden-
tenpartei von Petro Poroschenko 
macht auf Äquidistanz: Es sei 
um eine Neuaufteilung des im 
Transkarpatengebiet florierenden 
Zigarettenschmuggels gegangen. 
Der bedrängte Abgeordnete Lanjo 
berichtete, die Kämpfer hätten ihn 
»gebeten«, »verwundete Kamera-
den in Sanatorien unterzubringen«, 
mit anderen Worten: nachdrückli-
che Spendenwerbung. Die Schüs-
se seien ein »Missverständnis« 
gewesen. Der »Rechte Sektor« 
wiederum erklärte, es sei darum 
gegangen, gegen korrupte Struktu-
ren vorzugehen, die dem regionalen 
Oligarchen Wiktor Medwedtschuk 
unterstünden, einem Mann, dessen 
Tochter Wladimir Putin als Taufpa-
ten hat und der als Politiker für ei-
nen Ausgleich mit Russland eintritt.

Das kann alles sogar stimmen. 
Medwedtschuk ist der ukrainischen 
Rechten noch verhasster als der 

Donbass-Pate Rinat Achmetow. 
Sein Einfluss sorgt zusammen mit 
der Existenz einer ungarischen 
Minderheit, die um ihre kulturelle 
Autonomie ähnliche Sorgen hat, 
wie sie am Ausgangspunkt des Auf-
stands im Donbass standen, dafür, 
dass das Transkarpatengebiet als 
einzige Region der Westukraine 
eher maidan-kritisch abstimmt. 
Dass der Rechte Sektor sich aus 
der organisierten Kriminalität 
rekrutiert, konnte man angesichts 
seiner Gewalttätigkeit schon früh 
ahnen und im März 2014 wissen, 
als die Polizei den Regionalchef 
der Organisation in Riwne, Alexan-
der Musitschko, auf offener Straße 
erschoss: einen stadtbekannten 
Schutzgelderpresser. Er hatte zu-
vor Innenminister Arsen Awakow 
dasselbe Schicksal angedroht. Nach 
dem Ende der »Revolution der 
Würde« trat der RS in den Dienst 
des Oligarchen Igor Kolomojskij 
und säuberte Dnipropetrowsk von 
»Separatisten«. Jetzt braucht er 
Geld. So verdingen sich die Kämp-
fer nebenbei gegen 100 Dollar pro 
Tag für geschäftliche Auseinander-
setzungen und nennen es »Kampf 
gegen die Korruption«. Da in der 
Ukraine jedes Geschäftsleben von 
relevantem Ausmaß auf Korruption 
beruht, treffen solche Auseinan-
dersetzungen selten den Falschen. 
Petro Poroschenko und Arseni 
Jazenjuk bekommen allerdings ein 
Problem. Ihr Versuch, eine respek-
table Fassade zu wahren, stößt sich 
an den Angewohnheiten derer, aus 
deren Gewehrläufen ihre Macht 
stammt. Ein Mafialand aber ha-
ben die westlichen Sponsoren der 
Ukraine nicht bestellt.

Gangster unter sich
n Machtkampf in der Westukraine

Youtube
n NATO-Vollstrecker des Tages

Im Videoportal Youtube des US-
Konzerns Google können Benut-
zer kostenlos Filmclips ansehen, 

bewerten und auch selbst hochladen. 
Motto: Broadcast yourself. Allein, 
die schöne neue Digitalwelt ist so 
frei, Unliebsames zu zensieren. Bei 
Youtube gibt es dafür ein »Enforce-
ment Team«. Am Freitag hat das 
»Vollstreckungsteam« bei der Linke-
Bundestagsabgeordneten Sevim 
Dagdelen zugeschlagen. Deren Rede 
»Zurück zum Völkerrecht«, gehalten 
am 18. Juni 2015, war in den vergan-
genen Wochen ein kleiner Renner. 
Bei Youtube ist die knapp fünfminü-
tige Plenarrede wider den KFOR-
Einsatz im Kosovo 88.653mal 
angeklickt worden. Jetzt bleibt der 
Monitor schwarz. Das Video sei 
»aus urheberrechtlichen Gründen 
gesperrt«, teilt Youtube mit, ohne 
die Abgeordnete oder die Linksfrak-
tion vorab über die einschneidende 

Maßnahme auch nur zu informiert 
zu haben.

Dagdelen hat in der Rede die 
Propaganda von NATO und Bundes-
regierung vom »stabilen, demokra-
tischen, multiethnischen Kosovo« 
konterkariert (siehe jW vom 22. Juni 
2015): »Die Bundeswehr steht schon 
seit 16 Jahren im Kosovo, und keines 
der (…) vorgegebenen Ziele wurde 
auch nur annähernd erreicht; im Ge-
genteil: Die gesamte Regierung be-
steht aus ehemaligen UCK-Kadern. 
Im Schatten der Bundeswehrpanzer 
im Jahr 2015 agiert diese Terrororga-
nisation UCK erneut und überzieht 
die Nachbarstaaten wie Mazedonien 
mit Terror. Ihr Rückzugsgebiet ist das 
Kosovo. (…) Muss es Ihnen nicht 
zu denken geben, dass das Kosovo 
zu der Region in Europa geworden 
ist, aus der mittlerweile die meisten 
Kämpfer für die Terrorbanden des 
›Islamischen Staats im Irak und in 
Syrien‹ rekrutiert werden – und das 
unter den Augen der NATO und Ihrer 
Bundeswehr?«

Nach den Ausführungen gab es 
einen Shitstorm von UCK-Fans mit-
samt rassistischen und sexistischen 
Beschimpfungen bis hin zu Morddro-
hungen gegen Dagdelen. Auf Nach-
fragen von jW zur Zensur reagierte 
Youtube am Sonntag nicht. � (rg)

Reinhard Lauterbach

Friedensgruppen erinnerten an das Russell-Einstein-Manifest und 
die Verantwortung der Wissenschaft. Ein Gespräch mit Lucas Wirl
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Lucas Wirl ist Geschäftsführer von 
Natwiss (NaturwissenschaftlerInnen-
Initiative, Verantwortung für Frieden 

und Zukunftsfähigkeit e. V.)
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